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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Mit einer 2010 eingereichten parlamentarischen Initiative forderte Christian Lüscher
(fdp, GE) die Ausdehnung der Rechte der Geschädigten im Militärstrafprozess. Nach
geltendem Recht verfügen geschädigte Personen im Militärstrafprozess über weniger
Mitwirkungsrechte als im ordentlichen zivilen Strafprozess. Die Mitwirkungsrechte im
Militärstrafprozessrecht sollen daher an jene der Strafprozessordnung angeglichen
werden. Der Initiative war 2011 von den Rechtskommissionen beider Räte Folge
gegeben worden. Nachdem der Nationalrat 2011 und 2015 die Frist für die Ausarbeitung
einer Vorlage zweimal verlängert hatte, legte die RK-NR ihrem Rat im Sommer 2015
nach durchgeführter Vernehmlassung einen Erlassentwurf vor. Der Bundesrat
beantragte, dem Entwurf mit einigen Änderungen formeller Natur zuzustimmen. In der
Frühjahrssession 2016 beriet der Nationalrat als Erstrat über die Vorlage und nahm sie
einstimmig mit den vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen an. Die kleine Kammer
stimmte in der Sommersession der Vorlage ebenfalls einstimmig zu. Auch in der
Schlussabstimmung wurde die Gesetzesrevision von beiden Räten einstimmig
gutgeheissen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
KARIN FRICK

In der Sommersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit den aus dem
Hauptteil der StPO-Revision in einen separaten Entwurf ausgegliederten
Bestimmungen in Artikel 364a und 364b zur Sicherheitshaft. Damit sollte eine vom
EGMR gerügte Gesetzeslücke zwischen der ordentlichen Haft und einer allfälligen
Sicherheitshaft geschlossen werden, damit gefährliche Personen zwischen dem Ende
der Freiheitsstrafe und dem Beginn einer anschliessenden stationären Massnahme
nicht in die Freiheit entlassen werden müssen.
Eine Kommissionsminderheit hatte Nichteintreten beantragt, weil sie die Auftrennung
der Vorlage in zwei Teile nicht guthiess und lieber eine integrale Revision der
Strafprozessordnung vorgenommen hätte. Deren Sprecher Christian Lüscher (fdp, GE)
erläuterte jedoch, der Antrag sei noch «ante-Covid19» und habe auf dem Glauben
basiert, die gesamte Revision könne in der Sommersession beraten werden. Weil eine
zeitnahe Behandlung der Gesamtrevision nun nicht mehr möglich sei und die
Minderheit die Bestimmungen im vorliegenden Entwurf ausdrücklich begrüsse, wurde
der Antrag zurückgezogen.
Nach dem Eintreten hatte sich die grosse Kammer mit einem Rückweisungsantrag einer
Minderheit Nidegger (svp, GE) zu befassen, der ausserhalb der SVP-Fraktion jedoch
keine Unterstützung fand. Die Antragsteller wollten den Bundesrat beauftragen, mit
dem ihrer Ansicht nach übermässigen administrativen Aufwand für die Polizei und der
als unzureichend beurteilten Verfahrensrolle der Opfer zwei «ignorierte Kritikpunkte»
in die StPO-Revision aufzunehmen. Diese Punkte könnten in der Detailberatung des
Hauptteils der Vorlage noch diskutiert werden und seien kein Grund, die
Verabschiedung des dringenderen Teils zu verlangsamen, so aber die
Mehrheitsmeinung. Die vorgenommene Priorisierung der beiden Artikel 364a und 364b
sei «wichtig und im Sinne der öffentlichen Sicherheit», bestätigte auch Bundesrätin
Karin Keller-Sutter.
Nachdem die Mitte-Fraktion den einzigen inhaltlichen Minderheitsantrag
zurückgezogen hatte, stimmte der Nationalrat dem unveränderten Entwurf einhellig
zu. 2
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1) AB NR, 2016, S. 299 ff.; AB SR, 2016, S. 391; BBl, 2015, S. 6059 ff.; BBl, 2015, S. 7711 ff.; BBl, 2016, S. 4861 ff.;
Kommissionsbericht RK-NR vom 20.02.2015; NZZ, 11.3.16
2) AB NR, 2020, S. 601 ff.
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